
Stellungnahme zur LMSVG-Abgabenverordnung

Die Bundesarbeitskammer (BAK) nimmt zur LMSVG-Abgabenverordnung wie folgt Stellung. 

Der Vorschlag wird zur Kenntnis genommen in der Annahme, dass die vorgeschlagene Tari-
fierung kostendeckend und zweckentsprechend festgelegt wurde. Die Verordnung trägt der 
veränderten Behördenzuständigkeit nach der Errichtung des Bundesamtes für Verbraucher-
gesundheit Rechnung und regelt Verwaltungsabgaben und Gebühren für Einfuhrkontrollen 
sowie für die Erteilung von amtlichen Ausfuhrbescheinigungen im Bereich des Lebensmittel-
rechts (LMSVG, EUQuaDG). 

Die BAK regt allerdings im Zusammenhang mit der Berücksichtigung der Fahrtkosten im 
Pauschbetrag (§ 2) an, den Kostenersatz nicht mit pauschal zusätzlichen € 50 anzusetzen, 
sondern wie bisher bei Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel die tatsächlichen Kosten für die 
Zurücklegung des Weges vom Amt zum Ort des Unternehmers/ der Unternehmerin und retour 
vorzusehen und auch einen Vorrang der Nutzung der öffentlichen Verkehrsverbindungen, wie 
im öffentlichen Dienst generell üblich und im Sinne des Klimaschutzes auch geboten. 
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